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„RECHT-AUF-STADT“-NETZWERK-TREFFEN
Jeden 2. Freitag im Monat um 20.30 Uhr. Alle Interessierten sind

herzlich eingeladen! www.rechtaufstadt-freiburg.de

In Freiburg wird in der Wohnungspolitik auf die unsichtbare
Hand des Marktes gesetzt. So empfiehlt die neoliberale
Empirica, die im Auftrag der Stadt eine Studie angefertigt
hat, folgendes: „Generell sollte darauf geachtet werden,
Neubaugebiete im mittleren bis oberen Preissegment zu
platzieren“. Denn „im Ergebnis entspannt sich mittelfristig –
als Nebeneffekt – die Nachfrage in den unteren
Marktsegmenten.“ Also baut, vermietet und verkauft
hochpreisig, dann wird’s – mal so nebenbei – billiger?
Ebenso ist dort zu lesen, dass lediglich 1 ,7% - 4,6% der
angebotenen Wohnungen für NiedriglöhnerInnen bezahlbar
sind. Daraus müsste doch eigentlich folgen, dass vor allem
für Menschen mit wenig Einkommen Mietwohnungen
gebaut werden sollten. Diese Wohnungen könnten sich dann
auch Menschen mit mittleren und hohen Einkommen leisten.
Andersherum geht es eben nicht!
Aber das scheint nicht das Ziel zu sein. Die gewählten Mittel
sind nicht zielführend, sie sind geradezu kontraproduktiv.
Aber wie meinte Oberbürgermeister Salomon stellvertretend
für die Verfechter dieser Politik: „Freiburg ist so teuer, weil
es attraktiv ist, sorry, das ist eben Marktwirtschaft.“

Neoliberale Angebotspolitik – der Kapitalismus wird's
schon richten!
Das sind die Grundüberzeugung in der aktuellen
Wohnungspolitik. Diese Ideologie betrifft auch die Vergabe
von Grundstücken.
Ein Konzept, das dem Grundsatz der ökologischen und
sozialen Nachhaltigkeit folgt, kann sich allerdings nicht auf
Bindungsfristen von 15 oder 25 Jahren beschränken, sondern
muss dauerhaft wirken. Der Bedarf zukünftiger
Generationen an bezahlbarem Wohnraum muss mit
einbezogen werden. Dazu sind die vorhandenen Instrumente
der kapitalistischen Wohnungspolitik keine Lösung, sondern
das Problem.

Als Beispiel für eine Marktpolitik und deren Erfolge wird
immer wieder der Bau der Stadtteile Vauban und Rieselfeld
angeführt. Jüngst wurde bei einer Veranstaltung zum neuen
Stadtteil eine (un-)schöne Grafik von der Projektgruppe
Rieselfeld gezeigt.
Diese zeigt anschaulich das Desaster dieser Politik. Von den
geplanten 50% sozialem Wohnungsbau im damaligen neuen
Stadtteil Rieselfeld sind heute nur noch 5% übrig. Der Anteil
der Eigentumswohnungen wuchs dagegen von geplant 20-
25% auf 75%. Ein eindeutiges Indiz dafür, dass selbst die
beschlossene, aber ständig unterlaufene 50%-Quote zu kurz
greift.

TERMINE:

- Fr. 08.07. 20:30 Uhr | Recht aufStadt –

Netzwerktreffen | Mietshäuser-Syndikatsbüro, Adlerstr. 12

- Di. 12.07. 19-20 Uhr | Offenes Treffen des Freiburger

Forums aktiv gegen Ausgrenzung | rasthaus Adlerstr. 12

- Mi. 20.07. 20:00 Uhr | Vor 80 Jahren: „Die Utopie leben!

DerAnarchismus in Spanien“ | Strandcafe (Adlerstr. 12)

- Di. 26.07. 20:30 Uhr | Jour Fixe für Projekt-Interessierte an

Mietshausprojekten | Syndikats-Büro (Adlerstr. 12)

- Do. 28.07. 19:00 Uhr | Zum Kuckuck! - Offenes

anarchistisches Treffen für Freiburg und Region |

Strandcafe (Adlerstr. 12)

Bauflächen sind keine nachwachsenden Rohstoffe!

Dauerhafte Sozialbindung
ist möglich! Und Nötig!
Ein Beispiel, wie die Sozialbindung dauerhaft auch für einen
ganzen Stadtteil angelegt werden kann, wird gerade in der
Stadt Metzingen am Fuß der Schwäbischen Alb installiert.
Dort sollen nun Baugrundstücke über eine Stiftung vergeben
werden, „denn der einst für die Schaffung bezahlbaren
Mietwohnraums zur Verfügung gestellte Grund und Boden
fällt dann in den Besitz der Stiftung zurück, sobald der
Investor oder Bauherr den Wohnraum zweckentfremdet im
Sinne der Satzung, wie sie die Bürgerstiftung formuliert.
Diese könnte sich zu einem 'bürgerschaftlichen Bündnis' für
die Ärmsten und Geringverdiener unter uns entwickeln“, so
die Stadt.
Statt wie bei der Erbpacht ein Grundstück auf Zeit ohne
weitere Bedingungen zu vergeben, ist hier das Grundstück
an einen sozialen Zweck gebunden! Fällt zum Beispiel die
Wohnung nach 15 Jahren aus der Sozialbindung (gebunden
an einen Kredit) und beginnen nun wie üblich Entmietung
und Eigentumsumwandlung oder exorbitante
Mieterhöhungen, geht das Grundstück zurück an die
Stiftung.
Das wäre eine Möglichkeit, statt lediglich einen fürs
Stadtmarketing brauchbaren ökologischen Stadtteil zu
bauen, nun endlich einen öko-sozialen Stadtteil zu schaffen.

„RECHT-AUF-STADT“-NEWSLETTER
Mit unserem RaS-Newsletter informieren wir 2-3 mal im Monat

über „Recht auf Stadt“ Themen. Wer Infos will, einfach Email an

info@rechtaufstadt-freiburg.de



STADT-FÜR-ALLE-NACHRICHTEN (Rückblick vom 1 5. Mai 201 6 bis 1 5. Juni 201 6)

Weiterführende Links zu den Meldungen findet ihr wie immer auf der Homepage www.rechtaufstadt-freiburg.de

HARTZ IV: KAMPF GEGEN DIE ARMEN
GEHT WEITER
Die geplanten Gesetzesänderungen, die noch vor

der Sommerpause verabschiedet werden sollen,

würden das Hartz-IV-Regiment weiter

verschärfen. Im Fokus stehen nicht nur Hartz-

IV-BezieherInnen unter 25 Jahren, die wie

bisher damit rechnen müssen, bei lediglich

einem abgelehnten Job schon die kompletten

Leistungen gestrichen zu bekommen, sondern

nun auch ältere Hartz-IV-BezieherInnen.

Geplant sind Zwangsverrentungen ab 63, was

für die Betroffenen erhebliche Rentenkürzungen

bedeuten könnte. Als "sozialwidriges Verhalten"

gilt zukünftig, wenn durch eigenes Verhalten die

Hilfsbedürftigkeit erhöht oder nicht verringert

wird. Unter ein solches Verhalten könnte die

Ablehnung einer vermeintlich zumutbaren Stelle

fallen. Konsequenz soll zukünftig sein, dass

Personen verpflichtet werden könnten, bereits

erhaltene Leistungen an das Jobcenter

zurückzuerstatten. Des Weiteren sollen

Heizkosten bei den Mietobergrenzen nicht mehr

einzeln, sondern nur noch als Pauschale

berechnet werden, sodass sich viele z.B.

Wohnungen mit schlechter Dämmung nicht

mehr werden leisten können.

MASSIVER KAMPF GEGEN
FRANZÖSISCHE AGENDA 2010
Während es gegen das von der SPD

durchgesetzte Verarmungsprogramm Agenda

2010 in Deutschland nur maue Proteste gab,

wehren sich die Menschen in Frankreich massiv

gegen die französische Form der Agenda 2010,

die die "sozialistische" Regierung ohne Rückhalt

in der Bevölkerung durchpeitschen will: mehr

und flexibler arbeiten und dafür weniger Geld

kriegen. Seit Monaten streikt die Gewerkschaft

CGT in verschiedenen Bereichen und

solidarisieren sich eher studentische und

SchülerInnengruppen mit der

Platzbesetzungsbewegung nuit debout. Anders

als in Deutschland, wo Medien und große Teile

der Bevölkerung bei langen Schlangen vor

Tankstellen, die aufgrund Raffinerieblockaden

nahezu kein Benzin haben, vor Wut schäumen

würden, haben in Frankreich sehr viele

Menschen Verständnis und wissen, dass soziale

Einschnitte nur durch gemeinsames, auch mal

die üblichen Abläufe störendes Handeln

abgewehrt werden können.

AUSGEBEUTETE POSTBOTEN
Die Deutsche Post AG lässt ihre Briefe von

Fahrern transportieren, die unter geradezu

unmenschlichen Bedingungen arbeiten müssen.

Es waren mal über 20.000 festangestellte Fahrer

bei der Post. Nun beschäftigt das Unternehmen

gerade noch 2600 Fahrer. Der Rest schuftet bei

Subunternehmen, unter extrem schlechten

Bedingungen. Das zeigt ein Bericht des WDR

Magazins Monitor. So erhielt ein interviewter

Kurierfahrer lediglich 1200 Euro für einen

KEIN DATENSCHUTZ FÜR
FLÜCHTLINGE
Nach monatelanger Zusammenarbeit mit

European Homecare, z.B. in der Freiburger

Erstaufnahmestelle für Flüchtlinge, hat das

Regierungspräsidium Freiburg die Standards in

den Erstaufnahmestellen des Regierungsbezirks

noch durch keinerlei Verträge gesichert. Dies hat

eine Anfrage der Humanistischen Union

ergeben. Ohne vertraglich festgelegte Standards

gibt es etwa in Freiburg elektronische Ein- und

Ausgangskontrollen. Durch die Speicherung der

Daten werden von den Schutzsuchenden

Anwesenheits- und Persönlichkeitsprofile

erstellt. Dass es auch mit dem Schutz vor

Weitergabe der Daten an Dritte nicht weit her

ist, zeigt die Tatsache, dass Geflüchtete, wenn

sie mehrere Tage nicht anwesend sind,

automatisch als untergetaucht gelten und zur

Fahndung ausgeschrieben werden.

[FR] ZWEIFELHAFTE KONTROLLEN IN
STRASSENBAHNEN
Anfang Juni haben Polizei und VAG gemeinsam

eine Großkontrolle in Freiburger Straßenbahnen

durchgeführt. Die Aktionen, für die die

Straßenbahnen angehalten wurden, fanden an

den Haltestellen Technisches Rathaus,

Bissierstraße und Paduaallee statt. Die Polizei

sieht darin ein „Mittel der

Kriminalitätsbekämpfung und -vorbeugung“.

Der Arbeitskreis kritischer JuristInnen kritisiert

in einer Mitteilung die Großkontrolle als

unverhältnismäßig. Es liege keine ausreichende

Gefahrenprognose vor. Selbst nach Polizeigesetz

braucht es für solche Identitätsfeststellungen

eine abstrakte Gefahr, die die Freiburger Polizei

offenbar nicht nachweisen kann. Der akj

kritisiert auch nochmals die Einrichtung des

Freiburger Gefahrengebiets Stühlinger

Kirchplatz. Die jeweils folgenden anlasslosen

Identitätskontrollen greifen "erheblich in die

Grundrechte ein, dienen der Durchsetzung

hegemonialer Ordnungsvorstellungen und

führen stets zu bewusster oder unbewusster

Diskriminierung durch Polizeibeamt*innen, vor

allem aufGrundlage rassistischer Vorurteile“, so

der akj .

BELGRAD: WIDERSTAND GEGEN
GENTRIFIZIERUNG
Während große Teile der Bevölkerung in großer

Armut leben, plant ein Investor aus Abu Dhabi,

das Belgrader Künstlerviertel Savamala in eine

schicke Wohn- und Shoppinggegend zu

verwandeln. Einkaufszentren, Bürogebäude,

Wohnhäuser und ein Wolkenkratzer sollen

entstehen. Da kommt es dann auch mal vor, dass

Maskierte zum Abriss vorgesehene Häuser

demolieren. Mehrere Zehntausend

demonstrierten Mitte Juni gegen das Projekt und

skandierten an die Politik gerichtet: »Wir

werden nicht übergangen werden« und »Diebe«.

Vollzeitjob. Nach Abzug von Steuern und

Krankenversicherung bleiben ihm nur noch

680 Euro. Auch nach einem Jahr beim

Subunternehmen der Post hatte er keinen

schriftlichen Arbeitsvertrag. Der Lieferwagen

ist deshalb nicht nur für ihn, sondern

zahlreiche, oftmals osteuropäische Postboten

Schlafplatz, Küche und Badezimmer in

einem. Die Post AG machte im Briefgeschäft

2015 einen Gewinn von 1 .1 Milliarden Euro.

VONOVIA MACHT IMMER MEHR
PROFIT
Das größte deutsche Wohnungsunternehmen,

die Vonovia, ehemals deutsche Annington,

profitiert massiv vom Kauf der Gagfah und

der Süddeutschen Wohnen. Die Dividende per

Aktie soll im Vergleich zu 2015 um 12%

steigen. Die Mieteinnahmen stiegen durch die

Zukäufe um etwa 50%. Die Aufwendungen

für Instandhaltungen stiegen nur um gut 1 /4.

Die sich daraus ergebende Vernachlässigung

von Instandhaltungsarbeiten bekommen

regelmäßig die MieterInnen zu spüren. Auch

in Freiburg gibt es eine Mieterinitiative, die

sich gegen die Mängel an ihren Vonovia-

Wohnungen organisiert. Immer mehr Geld

verdient der Konzern auch im

Dienstleistungsbereich. "Die Wachstumsraten

bei Dienstleistungen sind sehr hoch" erklärt

der Vonovia-Chef. Wenig erstaunlich, wenn

man das Nichtstun der jeweiligen

Hausverwaltungen bei gleichzeitiger

Bezahlung betrachtet.

BERLIN: FERIENWOHNUNGSVERBOT
BLEIBT
Berliner VermieterInnen sind mit ihrer Klage

gegen das Verbot, in Wohnhäusern

Ferienwohnungen zu vermieten, vor dem

zuständigen Verwaltungsgericht gescheitert.

Sie hatten sich in ihrer "Berufsfreiheit"

eingeschränkt gefühlt und kritisierten das

Gesetz als unverhältnismäßig. Auch in

Freiburg gilt ein Zweckentfremdungsverbot,

das die Umwandlung von Wohnraum in

Ferienwohnungen verbietet.

UNMENSCHLICHE BEHÖRDEN
Die Abschiebepraxis in Baden-Württemberg

scheint sich unter Grün-Schwarz weiter zu

verschärfen. Neben den drei

Sammelabschiebungen pro Monat in Richtung

Balkan kommt es jetzt offenbar auch verstärkt

zu Abschiebungen direkt aus den

Ausländerbehörden. So geschehen etwa in

Stuttgart, Bahlingen, Esslingen und Tübingen.

Das zeigt wieder einmal die direkte

Beteiligung von Ausländerbehörden bei

Abschiebungen. In Reutlingen wurde ein

Betroffener sogar direkt aus der Schule

abgeschoben.




